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Einführung


In seinem Urteil vom 3. Juli 2008 hatte das Bundesverfassungsgericht entschieden, daß der Effekt des negativen Stimmgewichts gegen die Verfassung verstieß, genauer gesagt: gegen die Norm aus dem Artikel 38 Absatz 1 Satz 1, die bestimmt, daß die Abgeordneten in »allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl«1 zu wählen seien. Dem Gesetzgeber wurde aufgetragen, die verfassungswidrige Regelung bis zum 30. Juni 2011 zu beseitigen.2 Somit räumte das Bundesverfassungsgericht dem Gesetzgeber die Möglichkeit ein, die Bundestagswahl von 2009 noch einmal mit dem alten Wahlrecht durchzuführen, obwohl es bereits als verfassungswidrig verworfen worden war. Dies war möglich, weil das Bundesverfassungsgericht das »Verfallsdatum« des Wahlgesetzes in die nächste Wahlperiode verlegt hatte und die Parteien sich nicht in der Lage sahen, noch vor der Bundestagswahl 2009 eine Einigung bezüglich eines reformierten Wahlrechts herbeizuführen. Das Verfassungsgericht hatte in seine Erwägungen einbezogen, daß die Materie der Wahlrechtsreform kompliziert sei und die Parteien hinreichend Zeit haben sollten, diese zu bearbeiten und sich auf ein neues Wahlrecht zu einigen.


Statt jedoch eine überparteiliche Einigung herbeizuführen, beschloß die schwarz-gelbe Regierung nach der Bundestagswahl 2009 mit ihrer Mehrheit im Bundestag und bei Überschreiten der vom Verfassungsgericht eingeräumten Frist gegen die Stimmen der Opposition eine Wahlrechtsreform. Gegen diese Reform wurde von SPD und Grünen und zahlreichen Bürgern Verfassungsbeschwerde, beziehungsweise Organklage erhoben. Am 25. Juli 2012 verwarf das Verfassungsgericht die Reform der Regierung Merkel mit der Begründung, daß das negative Stimmgewicht nicht beseitigt worden sei, und daß das Anfallen von ausgleichslosen Überhangmandaten geeignet sei, den Charakter der Bundestagswahl als Verhältniswahl aufzuheben.3


Das negative Stimmgewicht – auch inverser Erfolgswert genannt – ist ein Effekt, der im Zusammenwirken mit Überhangmandaten im Rahmen der Unterverteilung der Sitze auf die Landeslisten der Parteien auftritt. Dieser Effekt bewirkt, daß eine Stimmabgabe für eine Partei dieser schaden oder umgekehrt eine Nichtwahl der präferierten Partei dieser nutzen konnte. An dieser Stelle braucht jedoch niemand dieses Buch aus der Hand zu legen, der mit dererlei Details des Wahlrechts nicht vertraut ist: Alle Hintergründe, die für ein Verständnis und für eine Diskussion der in diesem Buch besprochenen Inhalte notwendig sind, werden erläutert. Denn dieses Buch richtet sich zwar auch an Politikwissenschaftler, jedoch ebenso an Wähler/innen, die sich für das Wahlrecht und die Reformen desselben, die im Umfeld der Bundestagswahl von 2013 im Gange waren, interessieren.


Im ersten Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht im Jahr 2008 spielten die Überhangmandate nur eine untergeordnete Rolle. Sie wurden hauptsächlich als Teil der Auslöser des negativen Stimmgewichts erwähnt. Dies änderte sich im zweiten Verfahren im Jahr 2012, zumal hier auch durch die Oppositionsparteien die Problematik der Überhangmandate stärker in den Vordergrund gestellt wurde.


Die Regierung Merkel, die ein parteipolitisches Interesse am Erhalt der Überhangmandate hatte – waren der CDU/CSU bei der Bundestagswahl 2009 immerhin 24 Überhangmandate zugefallen –, versuchte bei der Reform des Wahlrechts die Möglichkeit der Entstehung von Überhangmandaten zu erhalten und gleichzeitig die Entstehung des inversen Erfolgswertes über die Auflösung der Verbindung der Landeslisten zu beseitigen. Diese Strategie wurde gerade dadurch begünstigt, daß im Urteil von 2008 die Überhangmandate nur als Ursache für das negative Stimmgewicht Beachtung fanden und nicht etwa als eigenes Problem wahrgenommen wurden. Insofern konnte die Bundesregierung darauf verweisen, daß das Bundesverfassungsgericht an der grundsätzlichen Rechtsprechung zur Problematik der Überhangmandate nichts geändert habe.


Gleichwohl geriet der das Zweitstimmenergebnis verzerrende Effekt von Überhangmandaten stärker in den Mittelpunkt der Diskussion. Überhaupt fürchtete die Opposition angesichts der 24 Überhangmandate, die der CDU/CSU bei der Bundestagswahl 2009 zugefallen waren, daß diese beiden Parteien auch bei den kommenden Wahlen verstärkt von diesem »Kollateralnutzen«4 des Wahlsystems profitieren könnten.


Gleichzeitig wurde und wird die Problematik der Nachwahlen in einzelnen Wahlkreisen überhaupt nicht diskutiert, obwohl es in den Jahren 2005 und 2011 zu zwei spektakulären Fällen gekommen war, die ebenfalls einen Handlungsbedarf nahelegten.


Auch weitere Probleme trug das Wahlrecht schon seit längerer Zeit in sich, die in diesem Buch angesprochen werden sollen, von denen allerdings nicht alle auch in der öffentlichen Diskussion eine Rolle spielen.


Mit der Wahlrechtsreform von 2012/13 waren dann die Ambitionen der Bundestagsparteien auf diesem Gebiet zunächst erschöpft. Eine weitere Reform des Wahlrechts wurde zwar diskutiert, aber angesichts des Umstandes, daß die Vergrößerung des Bundestages im Jahr 2013 moderat ausfiel, wurde der Handlungsbedarf insbesondere bei jenen als gering angesehen, die ohnehin kein Interesse an einer weitergehenden Reform hatten. Dies auch zu einer Zeit, als im Vorfeld der Bundestagswahl 2017 vor einem übergroßen Bundestag gewarnt wurde, wobei abermals nicht die Frage diskutiert wurde, ob das Verhältnis von Bürgern, die auf einen Abgeordneten kamen, eher keinen Anlaß zum Alarmismus gaben. Die Feststellung, daß nur ein kleiner Bundestag ein guter Bundestag sei, zog sich indes wie ein roter Faden durch die Wahlrechtsdiskussionen der vergangenen Jahre.


Mit dem Wahlergebnis im Jahr 2017 wurde jedoch klar, daß neben einer moderaten Vergrößerung des Bundestages wie im Jahr 2013 auch die Möglichkeit eines erheblichen Zuwachses an Überhang- und Ausgleichsmandaten möglich war. Mit 46 Überhangmandaten stellte der 19. Deutsche Bundestag einen Rekord auf. Eine entsprechende Menge an Ausgleichsmandaten wurde nötig, um das Wahlergebnis der Zweitstimmen wiederherzustellen, woraufhin der Bundestag auf 709 Abgeordnete anwuchs.


Prognosen im Vorfeld der Bundestagswahl im Jahr 2021 besagten, daß der


20. Bundestag aus 800 und mehr Abgeordneten bestehen könnte. Abermals ist darauf zu verweisen, daß auch dies im Verhältnis zur Zahl der Bürger noch kein außergewöhnlich großer Bundestag wäre, verglichen mit dem Verhältnis von Bürgern zu Parlamentariern in anderen Demokratien.


Gleichzeitig ist nicht davon zu berichten, daß das Ergebnis aus dem Herbst 2017 und der Ausblick auf über 800 Abgeordnete dazu beigetragen hätten, daß die Wahlrechtsdebatte spürbar in Bewegung gekommen wäre. Dies hatte vor allem auch damit zu tun, daß sich der »Kollateralnutzen« für die Union bei der 19. Bundestagswahl, auch gemessen an dem Ergebnis von 2009, noch einmal erweitert hatte. Vorschläge aus der Union hatten vor allem das Ziel, nicht nur an der Möglichkeit zur Entstehung von Überhangmandaten festzuhalten, sondern möglichst auch einen Ausgleich derselben zu verhindern. Erst auf den letzten Metern vor der Bundestagwahl, also zu einer Zeit, als tiefgreifende Reformen wegen der fortgeschrittenen Wahlvorbereitungen nur noch schwer umzusetzen waren, geriet die Debatte richtig in Bewegung. Dazu beigetragen hatte auch ein Entwurf der Oppositionsparteien FDP, Linkspartei und Grüne, der sich jedoch nicht durchsetzen konnte.


Die mit heißer Nadel der großen Koalition in der ausgehenden 19. Wahlperiode führte dazu, daß sich der Bundestag in der 20. Wahlperiode erneut mit der Reform des Wahlrechts befassen mußte. Die Reform des Wahlrechts, die die große Koalition auf den Weg gebracht und verabschiedet hatte, wurde auch innerhalb der SPD als unzureichend betrachtet. Die neue Regierung aus SPD, Grüne und FDP legte im Koalitionsvertrag Ziele für ein neues Wahlrecht fest und machte sich kurz nach der Konstituierung an die Umsetzung. Bereits zum 1. September 2022 legte die »Kommission zur Reform des Wahlrechts und zur Modernisierung der Parlamentsarbeit« mit der Bundestagsdrucksache 20/3250 einen Zwischenbericht vor. Abermals sah es danach aus, als würde über das Wahlrecht zwischen den Parlamentsfraktionen streitig entschieden.


Denn insbesondere die Unionsparteien lehnten den Weg ab, auf dem die Regierungsparteien künftig die Vergrößerung des Parlaments über die Regelgröße von 598 Abgeordneten hinaus verhindern wollten. Eine Klage vor dem Bundesverfassungsgericht gegen diese Regelung wäre möglich, hieß es aus den Reihen der Unionsparteien. Besonders betroffen von einer solchen Regelung könnte hierbei die CSU sein, die bei den letzten beiden Bundestagswahlen trotz vergleichsweise schwacher Ergebnisse alle oder nahezu alle Wahlkreise in Bayern gewonnen hatte und ohnehin schon seit je her zu einem der wesentlichen Treiber der Vergrößerung des Bundestages wurde.


Darüber hinaus soll ein kurzer Blick auf die Wiederholung der Bundestagsund Abgeordnetenhauswahl in Berlin geworfen werden, die wegen der bei der regulären Wahl unterlaufenen Wahlfehler von besonderem Interesse sind. Somit wurde die sechste Auflage gegenüber der fünften um die aktuellen Wahlrechtsdebatten erweitert und darüber hinaus in dem einen oder anderen Bereich überarbeitet. Nach einer Einführung in verschiedene Probleme des Wahlrechts führt es chronologisch durch die Entwicklung der Debatte und nimmt auch immer wieder Vorschläge vom Wegesrand auf, die auch nicht Teil der öffentlichen Diskussion um die Reform des Wahlrechts waren. Im Anhang sind nach wie vor die Berechnungen der Varianten, die in diesem Buch erwähnt werden, nachzuvollziehen.


Nach der Veröffentlichung der sechsten Auflage legte die Regierung einen geänderten Gesetzentwurf zur Reform des Wahlrechts vor. Hierbei wurden nicht nur die Überhang- und Ausgleichsmandate abgeschafft. Darüber hinaus wurde – für viele Beobachter überraschend – die Grundmandatsklausel gestrichen, die einer Partei den Einzug in der Stärke des Zweitstimmenergebnisses ermöglichte, wenn diese mindestens drei Direktmandate erreicht hatte. Mit der Beseitigung dieser Regelung erwuchs der »Ampel-Koalition« neben den Unionsparteien in der Linkspartei ein weiterer Gegner der Wahlrechtsreform. Eine Klage vor dem Bundesverfassungsgericht erscheint nun unausweichlich, zumal die durch die Neuregelung vermeintlich benachteiligten Parteien diese mit entsprechendem Nachdruck angekündigt haben.


Diese auch für viele Beobachter überraschende Wende führte dazu, daß die für das Frühjahr 2024 geplante Veröffentlichung der sieben Auflage dieses Buches vorgezogen wurde. Diese Veröffentlichung stellt indes keinen Schnellschuß dar, sondern erfolge nunmehr im Herbst 2023, weil die ohnehin vorgesehenen Aktualisierungen und Erweiterungen ungeachtet der neuen Entwicklung vorgenommen werden sollten. Diese Auflage enthält somit eine Überarbeitung und Erweiterung in den Kapiteln zum Paritätswahlrecht, zur Wahlwiederholung in Berlin sowie zu den aktuellen Entwicklungen im Wahlrecht zum Europäischen Parlament. Ebenfalls aus aktuellem Anlaß wurde zudem ein Kapitel zum Bürgerrat hinzugefügt.


Konstruktion und Realität


In diesem Buch werden Wahlrechtsvorschläge beziehungsweise geändertes Wahlrecht auf Wahlen angewendet, die nach dem jeweils zuvor geltenden Wahlrecht durchgeführt wurden. Dabei ist dem Autor dieses Buches selbstverständlich bewußt, daß dies eigentlich nicht eins zu eins möglich ist, weil ein geändertes Wahlrecht stets auch ein verändertes Wahlverhalten der Wähler/innen nach sich zieht. Dennoch werden bedenkenlos Wahlrechtsvorschläge auf vorangegangene Wahlen angewendet, um bestimmte Wirkungen der entsprechenden Vorschläge zu demonstrieren oder um die Auswirkungen verschiedener Varianten darzustellen. Hierauf wird auch in den entsprechenden Texten immer wieder hingewiesen, denn in welcher Weise das Wahlrecht das Wahlverhalten ändert, ist weitgehend Spekulation und erweist sich in der Regel erst in der Praxis. Überdies wird auch in der aktuellen politischen Debatte diese Vorgehensweise immer wieder angewendet um zu demonstrieren, welche Parteien von welchem Vorschlag in besonderer Weise profitieren (könnten).





1 Grundgesetz: Artikel 38 Absatz 1 Satz 1.


2 vgl. BVerfGE 121, 266, 266.


3 vgl. BVerfGE 131, 316, 339f.


4 Meyer, Hans: Die Zukunft des Bundestagsrechts. S. 22.




Wahlsysteme: Mehrheits- und Verhältniswahl


Wahlen sind in einer Demokratie der zentrale Akt der Legitimation. Dabei ist es von besonderem Interesse, wie gewählt wird. Das Wahlsystem entscheidet darüber, wie die Wählerstimmen in Parlamentssitze umgesetzt werden und wie welche Partei im Parlament vertreten ist. Insofern ist die Entscheidung über das Wahlsystem nicht nur ein technischer, sondern auch ein zentraler politischer Vorgang. Denn durch demokratische Wahlen wird nicht nur die »Herrschaft auf Zeit« vergeben, sondern auch mit der Wahl des Parlaments entschieden, welche Parteien die parlamentarische Opposition stellen, deren Aufgabe die Kontrolle der Herrschaft der Mehrheit ist, sowie für einen Machtwechsel bereitzustehen.5 Das Wahlrecht steuert diesen Vorgang, so daß jede Änderung am Wahlrecht zugleich auch eine Veränderung der Machtverhältnisse und der Zuweisung der Rollen im Parlament nach sich ziehen kann.


Das Wahlrecht ist das zentrale Thema dieses Buches. Bevor es aber nun um die Details der Wahlrechtsreformen der letzten Jahre geht, soll hier zunächst ein Überblick über die wichtigsten Wahlsysteme und ihrer Eigenschaften gegeben werden. Die Wahlsysteme lassen sich grob in Mehrheitswahlrecht und Verhältniswahlrecht unterscheiden, von denen es allerdings verschiedene Varianten und auch Kombinationen gibt. Doch auch wenn die beiden Wahlrechtssysteme kombiniert werden, dominiert stets eines der beiden Systeme, dem das kombinierte Wahlsystem als Ganzes zuzurechnen ist.


Die Mehrheitswahl


Die Mehrheitswahl ist in der angloamerikanischen Welt verbreitet. Sowohl in Großbritannien als auch in den USA wird im Wesentlichen in Spielarten der Mehrheitswahl gewählt, aber auch in Frankreich wird die Zusammensetzung der Nationalversammlung über die Direktwahl der Kandidaten in den Wahlkreisen mit diesem Wahltyp bestimmt.


Zur Mehrheitswahl gehört die Direktwahl der Kandidat/innen in Wahlkreisen. Dabei gewinnen stets die Kandidat/innen den Wahlkreis, die die meisten Stimmen auf sich vereinigen können, und zwar, je nach System, in Form der absoluten Mehrheit (also mehr als 50%) oder der relativen Mehrheit (also allein die meisten Stimmen). Die Partei, die in einem solchen System die meisten Wahlkreise gewonnen hat, stellt in der Regel die Regierung. Dabei kann es in System mit relativer Mehrheitswahl durchaus sein, daß die gewinnende Partei keine Mehrheit unter den Wähler/innen hat. Aber auch in Systemen mit absoluter Mehrheitswahl sind die Wähler/innen in der Regel nicht entsprechend ihrer Stimmanteile bei der Wahl im Parlament repräsentiert, sondern allein mit den Kandidat/innen ihrer Partei, die die jeweiligen Wahlkreise gewonnen hat. Die Legitimation der Gewählten findet über die Direktwahl statt. Die Stimmen, die auf die unterlegenen Parteien in den jeweiligen Wahlkreisen entfallen, spielen für Zusammensetzung des Parlaments keine Rolle.6 Eine relative Mehrheitswahl garantiere hierbei nahezu immer, daß der Mehrheitswille der Bürger im Parlament gerade nicht repräsentiert werde.7


Hierin wird auch eines der Probleme der Mehrheitswahl gesehen: Im Hinblick auf die Repräsentation der Wähler/innen schneidet dieses Wahlsystem ausgesprochen schlecht ab.


Im System der Mehrheitswahl sind die Größe und der Zuschnitt der Wahlkreise von großer Bedeutung. Idealerweise sind alle Wahlkreise in etwa gleich groß, was in diesem Falle bedeutet, daß die Zahl der Wähler/innen in den Wahlkreisen weitgehend übereinstimmt. Dieser Wahlkreiszuschnitt ist geographisch nicht selten umstritten. Das Bild des salamanderförmigen Wahlkreises illustriert das. Abenteuerliche Formen der Wahlkreise entstehen, wenn die eine Gemeinde noch eingeschlossen, die andere jedoch ausgeschlossen werden soll, um die Wahlchancen der eigenen Kandidat/innen zu erhöhen.


Charakteristisch für Mehrheitswahlsysteme sind die Konzentration des parlamentarischen Parteiensystems und die Herausbildung von Einparteien-Regierungen.8 Sie führen oftmals zu zwei starken Parteien, die sich in der Regierungsverantwortung abwechseln. Beispiele hierfür sind – in der letzten Zeit mit gewissen Einschränkungen – die Tories und die Labour-Partei in Großbritannien sowie die Republikaner und Demokraten in den USA. In Großbritannien gab es zwischenzeitlich eine weitere Partei, die erstarkte und sogar, was für solche Wahltypen eher unüblich ist, in eine Koalitionsregierung mit den Tories eintreten konnte. Jedoch ist grundsätzlich davon auszugehen, daß Mehrheitswahlen grundsätzlich Zwei-Parteien-System mit Einparteien-Regierungen hervorbringen. In dieser Regierungsform fällt es der Regierungspartei leichter, ihr Wahlprogramm umzusetzen, was von den Befürwortern als Vorteil angesehen wird, von Kritikern hingegen als Nachteil. Denn ein solches Regierungssystem kann dazu führen, daß nach Regierungswechseln ein völlig anderer politischer Kurs eingeschlagen wird, in dessen Rahmen die Entscheidungen der Vorgängerregierung komplett revidiert werden, weil während der Regierungszeit entsprechende Kompromissen zwischen den Parteien nicht notwendig sind.


Befürworter der Mehrheitswahl betonen indes als vorrangige Funktion der Wahl, »regierungsfähige Mehrheiten und die Chance eines Machtwechsels sicherzustellen«.9 Dies sei durch ein relatives Mehrheitswahlsystem besser gewährleistet, weil die Wähler/innen hier nicht nur Einfluß auf die Zusammensetzung des Parlamentes, sondern auch Einfluß auf die Regierungsbildung hätten.10 Aus dieser Sicht wäre ein Verhältniswahlsystem nur akzeptabel, wenn die Sperrklausel auf zehn Prozent heraufgesetzt würde,11 wodurch letztlich, wie weiter unten noch zu diskutieren sein würde, das Verhältniswahlrecht zu einer Mehrheitswahlrecht würde.


Als weiteres Argument für die Mehrheitswahl dient den Befürworter/innen die (tatsächliche oder vermeintliche) mangelnde Zuordnung von Verantwortung zu den regierendenden Parteien. In einer Verhältniswahl mit Koalitionsregierungen hätten die Wähler/innen keine Möglichkeit, die Parteien der Koalitionsregierung zu sanktionieren, weil sie als einzelne Parteien anträten und die Verantwortung für das Regierungshandeln schwer zurechenbar sei,12 während in einem Mehrheitswahlsystem »eindeutige politische Verantwortungsverhältnisse«13 herrschten. Ein solches Verständnis legt zugrunde, daß bei den Wahlen zum Parlament eben nicht nur über dessen Zusammensetzung, sondern zugleich auch über die zu bildende Regierung entschieden werde.14


Ob tatsächlich ein Einfluß der Bevölkerung auf die Regierungsbildung im Mehrheitswahlrecht stärker vorliegt als im Verhältniswahlrecht, ist fraglich, denn mit beiden Systemen wird zunächst einmal über die Zusammensetzung der Parlamente entschieden. Der wesentliche Unterschied besteht darin, daß Mehrheitswahlsysteme stärker dazu neigen, einer Partei allein eine absolute Mehrheit zu verschaffen als Verhältniswahlsysteme. Dabei bestehen die Mehrheiten gerade in relativen Mehrheitswahlsystemen oftmals aus einer Minderheit der Wähler/innen, wie oben bereits ausgeführt wurde. Und daß auch in Verhältniswahlsystemen Parteien für ihre Leistungen oder Nicht-Leistungen in der Regierung als Koalitionspartner sanktioniert werden können, zeigt das Scheitern der FDP bei der Bundestagswahl 2013 an der Sperrklausel, nachdem sie in der vorangegangenen Wahlperiode Teil einer Koalitionsregierung mit der CDU waren.


Die Notwendigkeit einer Mehrheitswahl ergibt sich bei der Besetzung von Ämtern. Bei der Wahl eines Oberbürgermeistes ist der Einsatz einer Verhältniswahl unvorstellbar, denn dieser wird in seinem Amt unmittelbar aus der Mehrheitswahl legitimiert. Um so wichtiger ist gerade bei der Besetzung solcher Wahlämter, daß der gewählte Inhaber über eine hinreichende Legitimation verfügt, die in der Regel über eine Stichwahl hergeleitet wird, wenn im ersten Wahlgang keiner der Kandidat/innen eine absolute Mehrheit erreicht.


Stichwahl bei der Mehrheitswahl


Hinsichtlich der Mehrheitswahl ist der wichtige Aspekt der Legitimationsgewinnung durch eine Stichwahl zu diskutieren. Erreicht bei einer Personenwahl im Rahmen des Mehrheitswahlrechts keiner der Kandidaten/innen die absolute Mehrheit, also mehr als 50% der Stimmen, kommt es in der Regel zu einer Stichwahl, zumeist zwischen den beiden bestplatzierten Kandidaten/innen. Hier entscheidet – außer bei Stimmengleichheit – dann die zweite Runde der Wahl über den Wahlsieger. Dem liegt die Vorstellung zugrunde, daß der gewählte Kandidat über die Unterstützung von mehr als die Hälfte der Wähler/innen verfügen sollte. Würde ein Amtsinhaber mit weniger als der Hälfte der abgegebenen Stimmen gewählt, könnte dies seine Autorität und Legitimation in Frage stellen.


Bei der Direktwahl von Oberbürgermeistern, Bürgermeistern und Landräten findet in der Regel eine Stichwahl statt, sofern keiner der Kandidaten im ersten Wahlgang die absolute Mehrheit erreicht hat.


Teilweise wird, wenn keiner der Kandidat/innen die absolute Mehrheit erreicht hat, auch einfach ein zweiter Wahlgang angesetzt, an dem erneut alle Kandidaten teilnehmen können. In einem solchen System kommt es durchaus zu Absprachen zwischen den Kandidaten, wobei jene, die wohl auch in der zweiten Runde keine Aussicht auf Erfolg sehen, ihre Kandidatur zurückziehen und gegebenenfalls eine Empfehlung für einen anderen Kandidaten abgeben – oder eben auch darauf verzichten und nur ausscheiden. Diese Lösung ermöglicht somit den beteiligten Kandidaten selbst zu entscheiden, welches Schicksal ihre Kandidatur im zweiten Wahlgang erfahren soll.


Bei den Parlamentswahlen werden im Rahmen der personalisierten Verhältniswahl, wie sie in der Bundesrepublik Deutschland bei den Wahlen zum Deutschen Bundestag und zu den meisten Landtagen angewendet wird, mit der Erststimme ein Direktkandidat des jeweiligen Wahlkreises gewählt. Bei diesen Wahlen reicht die relative Mehrheit der Stimmen aus. Eine Stichwahl findet zwischen den beiden bestplatzierten Kandidat/innen nicht statt. Dies hat auch damit zu tun, daß die Wahlkreisgewinner bei Bundes- und Landtagswahlen nicht durch die Mehrheitswahl bei der Erststimme, sondern eben durch die Verhältniswahl mit der Zweitstimme legitimiert werden. Wie weiter unten noch im Detail ausgeführt wird, werden die direkt gewonnenen Sitze der Wahlkreiskandidat/innen mit den der jeweiligen Partei zustehenden Sitzen aus dem Zweitstimmenergebnis verrechnet. Somit hat die Mehrheitswahl bei der personalisierten Verhältniswahl kein eigenes Gewicht hinsichtlich der parteipolitischen Zusammensetzung des Parlaments. Als Folge davon bedürfen auch die durch Mehrheitswahl gewählten Kandidaten nicht der gesteigerten Legitimation durch eine Stichwahl.


Ob Stichwahlen stattfinden sollen oder nicht ist durchaus umstritten. Niedersachsen und Thüringen haben, wie auch Nordrhein-Westfalen, zeitweise die Stichwahl abgeschafft. Sie ist in diesen Bundesländern inzwischen wieder eingeführt. In Nordrhein-Westfalen war diese Entscheidung besonders umkämpft, so daß sich der Verfassungsgerichtshof des Landes zweimal mit dieser Materie befassen mußte. Die Auseinandersetzungen und die Argumente, mit denen diese geführt wurden, sollen weiter unten im Anschluß an das Kapitel zur Präferenzwahl näher erläutert werden, zumal sie auch die verschiedenen Sichtweisen auf das Ausmaß der Legitimation direkt gewählter Kandidat/innen offenlegt.


Die Verhältniswahl


Der zweite Großtyp von Wahlsystemen ist die Verhältniswahl. Im Gegensatz zur Mehrheitswahl werden hier alle abgegebenen Stimmen berücksichtigt, sofern keine Sperrklausel vorgesehen ist wie die sogenannte »Fünf-Prozent-Hürde« in Deutschland. Die Besetzung des Parlaments wird hier entsprechend des Wahlergebnisses vorgenommen. Der Streit bei diesem Wahlrecht dreht sich indes in erster Linie um die Art und Weise, wie die abgegebenen Stimmen in Sitze umgerechnet werden. Hierzu gibt es unterschiedliche Verfahren, die an dieser Stelle jedoch nicht im Einzelnen diskutiert werden sollen. Die wohl bekanntesten Auszählungsverfahren sind jene nach d’Hont und Hare/Niemeyer.


Seit der Bundestagswahl 2009 wird das Auszählungsverfahren nach Sainte-Laguë/Schepers verwendet, welches auch Divisormethode mit Standardrundung genannt wird, das die Benachteiligung kleiner Parteien bei diesem Verfahren reduzieren sollte.15


Kennzeichnend für das Verhältniswahlrecht ist das System von Parteilisten. Reine Verhältniswahlen können ohne Wahlkreise auskommen. Das Ergebnis wird landesweit ermittelt und anschließend über ein Umrechnungsverfahren die Anzahl der Sitze verteilt, die auf die einzelnen Parteien entfallen. Diese werden dann entsprechend der Parteilisten besetzt, die wiederum von den Parteien auf Parteitagen beschlossen werden. Sie enthalten die Reihenfolge der Kandidaten, die nach einer Wahl von Platz eins aufwärts abgearbeitet wird. Alternativ dazu wird diskutiert, die Listen zu öffnen, so daß die Wähler/innen durch die direkte Vergabe von Stimmen an die einzelnen Kandidat/innen diese auf der Liste nach oben oder unten verschieben und somit mitbestimmen können, wer von der Liste in das Parlament einzieht.


Der Vorteil des Verhältniswahlrechts gegenüber dem Mehrheitswahlrecht ist, daß hier alle Stimmen zum Zuge kommen, sofern es keine Beschränkungen wie die Sperrklausel (zum Beispiel »Fünf-Prozent-Hürde«) gibt. Doch selbst mit einer solchen Hürde werden bei weitem mehr Stimmen berücksichtigt als bei der Mehrheitswahl.


Das Verhältniswahlrecht produziert Vielparteiensysteme, wobei auch diese Aussage differenziert betrachtet werden sollte: In Deutschland bestand bis zum Ende der 70er Jahre ein Dreiparteiensystem, wenn man von der unmittelbaren Nachkriegszeit absieht, in der auch Parteien, die besonders die Interessen der Vertriebenen vertraten, eine Rolle spielten. Mit der Gründung der Grünen entwickelte sich ein Vierparteiensystem.


Nach der deutschen Einheit entstand zunächst in den neuen Bundesländern ein Fünfparteiensystem, in dessen Rahmen die PDS im Laufe der Zeit stärker wurde und sich praktisch mit CDU und SPD auf einem Niveau befand. Seit dem Zusammenschluß von WASG und PDS zur Linkspartei setze sich diese Entwicklung auch in den alten Bundesländern fort, wenngleich hier die Linkspartei nicht so stark anwuchs wie in den neuen Bundesländern. Beobachter spekulierten nach der Abgeordnetenhauswahl in Berlin 2011 darüber, ob mit der Piratenpartei die Ausweitung zu einem Sechsparteiensystem in Deutschland eingeleitet worden sei. Doch nach einer Wahlperiode kam für die Piratenpartei die Ernüchterung: Sie erreichte in den Landtagen, in die sie 2011 und 2012 eingezogen waren, den Wiedereinzug nicht. Statt dessen entstand im Zuge der »Euro-Krise« die »Alternative für Deutschland« (AfD), die 2013 zwar den Einzug in den Bundestag knapp verpaßte, seitdem jedoch in zahlreiche Landtage einzog und bei der Bundestagswahl 2017 den Einzug ins Parlament schaffte. Letztlich kann dies als Bestätigung der These herangezogen werden, daß die Verhältniswahl die Ausdifferenzierung von Parteiensystem begünstige.


Im Gegensatz zu Mehrheitswahlsystemen sind bei Verhältniswahlsystemen Koalitionsregierungen häufiger. Dies führt letztlich auch dazu, daß Kompromisse geschlossen werden und politische Entscheidungen eine größere Kontinuität haben. Dies mag zwar nicht zwingend in allen Bereichen zutreffen, jedoch durchaus in den großen Grundlinien der Politik. Im System der Bundesrepublik tritt zudem mit dem Bundesrat eine zweite Kammer hinzu, die mit wirksamen Blockadedrohungen Einfluß auf die Bundespolitik nehmen kann. Hier wirken die Regierungen der Bundesländer an der Politik der Bundesregierung mit und sorgen zuweilen für einen weiteren Konsensdruck, der politische Richtungswechsel nach einem Regierungswechsel unwahrscheinlich macht.


Mischsysteme


Wie eingangs erwähnt gibt es auch Mischsysteme, die Elemente der Mehrheitswahl und der Verhältniswahl enthalten. Solche Mischsysteme sind jedoch in der Regel dem einen oder anderen Wahltypus zuzuordnen.


Die in der Bundesrepublik zur Anwendung kommende personalisierte Verhältniswahl hat Elemente der Mehrheitswahl bei der Erststimme und der Verhältniswahl bei der Zweitstimme. Weil aber die Erststimme keine gestaltende Wirkung hinsichtlich des Wahlergebnisses entfaltet, sondern die gewählten Direktkandidaten mit den Zweitstimmen verrechnet werden, ist dieses Wahlsystem der Verhältniswahl zuzurechnen, denn diese bestimmt über die Zusammensetzung des Bundestages. Daran ändert auch die Wahlrechtsreform der »Ampel-Koalition« nichts. Sie will im Gegenteil den Charakter des Wahlrechts als Verhältniswahl stärken, indem künftig Direktmandate nur dann gewonnen werden können, wenn sie durch die Zweitstimmen, also durch die Verhältniswahl, gedeckt sind.


Ein entgegengesetztes Beispiel wäre die sogenannte »Grabenwahl«, die von manchen Akteuren in der wahlrechtlichen Diskussion gerne in Deutschland eingesetzt würde. Hier würden von den 598 Kandidat/innen die Hälfte über die Mehrheitswahl ohne Verrechnung mit den Zweitstimmen gewählt, während die andere Hälfte (je 299 Kandidat/innen) über die Zweitstimme im Rahmen der Verhältniswahl in den Bundestag einziehen würden. Die Wahlergebnisse eines solches System wären, wie in einem späteren Kapitel noch zu zeigen sein wird, den Ergebnissen der Mehrheitswahl näher sein als jenen der Verhältniswahl. Somit wäre die Grabenwahl dem Wahltypus der Mehrheitswahl zuzurechnen.





5 vgl. Krennerich, Michael: Freie und faire Wahlen. S. 14.


6 vgl. Meyer, Hans: Die Zukunft des Bundestagswahlrechts. S. 11.


7 vgl. ebd. S. 29.


8 vgl. Behnke, Joachim u.a.: Reform des Bundestagswahlsystems. S. 16.


9 Geismann, Georg: Regierungs- oder Bekenntniswahlsystem? Ein Plädoyer für das relative Mehrheitswahlrecht. S. 25.


10 vgl. ebd. S. 28.


11 vgl. ebd. S. 25.


12 vgl. ebd. S. 26.


13 ebd. S. 27.


14 vgl. ebd. S. 26.


15 vgl. Homepage des Bundeswahleiters: https://www.bundeswahlleiter.de/service/glossar/s/sainte-lague-schepers.html (04.10.2023).




Abschaffung der Stichwahl in Nordrhein-Westfalen


Vor der Kommunalwahl 1999 bestand in Nordrhein-Westfalen eine Doppelspitze aus Oberbürgermeister oder Bürgermeister und Oberstadtdirektor oder Stadtdirektor, entsprechend in den Kreisen hinsichtlich des Landrates. Die Personen, mit denen diese Posten besetzt wurden, wurden durch den Rat bestimmt. Der Oberstadtdirektor oder Stadtdirektor war der Chef der Verwaltung, während dem Bürgermeister repräsentative Aufgaben zukamen.


Mit der Wahlrechtsreform im Vorfeld der Kommunalwahl 1999 wurde die Doppelspitze abgeschafft und es den Bürger/innen ermöglicht, den Oberbürgermeister der kreisfreien Städte, Bürgermeister der kreisangehörigen Städte beziehungsweise den Landrat der Kreise direkt zu wählen. Dieser vereinigte nunmehr die Funktionen in seiner Person, ist somit also Chef der Verwaltung und nimmt repräsentative Aufgaben wahr. Dieser Bedeutungszuwachs rechtfertigt auch seine Direktwahl. Erreichte keiner der Kandidaten bei der Kommunalwahl die absolute Mehrheit der Stimmen, kam es vierzehn Tage später zu einer Stichwahl zwischen den beiden bestplatzierten Kandidat/innen.


Erste Abschaffung der Stichwahl zur Kommunalwahl 2009


Nach ihrem Wahlsieg in Nordrhein-Westfalen im Jahr 2005 änderten CDU und FDP als eine ihrer ersten Gesetzesaktivitäten das Wahlrecht sowohl für die Landtagswahlen als auch für die Kommunalwahlen. Seit der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen im Mai 2010 wird mit Erst- und Zweitstimme gewählt, wie auch auf Bundesebene. Zuvor entschieden die Wähler/innen mit nur einer Stimme zugleich über die Landesliste als auch über die Wahlkreiskandidat/innen der Parteien. Hieraus resultierte für die Parteien die besondere Notwendigkeit, in jedem Wahlkreis einen Kandidaten oder eine Kandidatin aufzustellen. Denn in den Wahlkreisen, in denen eine Partei keine/n Kandidat/in aufgestellt hatte, erschien sie auch nicht auf dem Wahlzettel. Somit konnte sie in diesen Wahlkreisen auch keine Stimmen für die Landesliste erhalten, was insbesondere für kleine Parteien zum Problem werden konnte.


Auf der Ebene der Kommunalwahlen schaffte die Landesregierung aus CDU und FDP die Stichwahl bei den Oberbürgermeister-, Landrats- und Bürgermeisterwahlen ab. Um ins Amt zu gelangen, reichte somit bei der Kommunalwahl am 30. August 2009 die relative Mehrheit. Kritikern hielt der nordrhein-westfälische Innenminister Ingo Wolf (FDP) entgegen, daß auch bei Wahlen zum Bundestag oder bei diversen Landtagswahlen über die Direktkandidaten mit relativer Mehrheit entschieden würde, ohne daß Zweifel an der Legitimation der Kandidat/innen aufkommen würden. Dieses Argument trug die Landtagsmehrheit auch vor dem Landesverfassungsgerichts vor, als dort auf Antrag der Opposition über die Abschaffung der Stichwahl verhandelt wurde: Bei der Parlamentswahl sei die relative Mehrheitswahl als zulässige Mehrheitsregel anerkannt.16


Der Landesinnenminister und mit ihm der vor dem Landesverfassungsgericht vortragende Landtag17 irrte allerdings insofern mit seinem Hinweis, als daß es bei der Bestimmung des Direktmandates auf der einen und der Wahl eines Oberbürgermeisters, eines Landesrates oder eines Bürgermeisters auf der anderen Seite um zwei verschiedene Dinge geht, die nicht miteinander vergleichbar sind. Zumindest, was die Frage der ausreichenden Legitimation betrifft. Denn der Direktkandidat bei einer Bundes- oder Landtagswahl, bei der die personalisierte Verhältniswahl angewendet wird, wird nicht über die Mehrheitswahl, sondern, wie weiter unten noch auszuführen sein wird, über die Verhältniswahl legitimiert. Die Mehrheitswahl durch die Erststimme bei Bundes- und Landtagswahlen entfaltet keinen eigenen Einfluß auf das Wahlergebnis (außer im Falle von Überhangmandaten; dazu ausführlicher weiter unten), während die Mehrheitswahl im Falle von Oberbürgermeistern, Bürgermeistern und Landräten den Gewählten unmittelbar legitimiert.


Durch die Gesetzesänderung der nordrhein-westfälischen Landesregierung beim Wahlrecht konnten nun auch Kandidaten in die Ämter von Bürgermeistern, Oberbürgermeistern und Landräten gelangen, die nicht die absolute Mehrheit der Wähler/innen hinter sich hatten, sondern von nur einer Minderheit gewählt wurden. Statt im Anschluß an einen solchen Wahlausgang in einer Stichwahl festzustellen, welcher der beiden bestplatzierten Kandidat/innen am Ende doch eine absolute Mehrheit erreichen konnte, wurde nach der schwarz-gelben Reform darauf verzichtet und zahlreiche Bürgermeister, Oberbürgermeister und Landräte kamen in ihre Ämter, ohne die Mehrheit der Wähler/innen hinter sich zu haben. Bei der Kommunalwahl 2009 hätte bei den Wahlen zu den Oberbürgermeistern und Landräten in 23 Kreisen beziehungsweise kreisfreien Städten Stichwahlen stattfinden müssen. In den Städten Krefeld, Solingen, Leverkusen, Hagen sowie im Kreis Recklinghausen erreichte der Wahlgewinner noch nicht einmal einen Anteil von 40% unter den Wähler/innen.18


Die Landtagsopposition reichte gegen diese Wahlrechtsänderung noch vor der Kommunalwahl Verfassungsklage beim Verfassungsgerichtshof von Nordrhein-Westfalen ein, um zu verhindern, daß bei der Wahl am 30. August 2009 auf die Stichwahl verzichtet wird. Dieser entschied mit Urteil vom 26. Mai 2009, daß der Verzicht auf die Stichwahl mit der Landesverfassung vereinbar ist.19


Das Landesverfassungsgericht verwies darauf, daß sich »die Wahrnehmung staatlicher Aufgaben und die Ausübung staatlicher Befugnisse auf das Staatsvolk zurückführen lassen und grundsätzlich ihm gegenüber verantwortet«20 werden müssen. Die Richter nahmen Bezug auf die Regelungen zur Ausgestaltung von Personenwahlen im Grundgesetz und betonten, daß die Regelungen zur Wahl des Kanzlers in Art. 63 Abs. 2 GG sowie in Art. 54 Abs. 6 Satz 1 GG für die Wahl des Bundespräsidenten die absolute Mehrheit vorsehen, gleichwohl bei Nichterreichen der absoluten Mehrheit das Ausreichen der relativen Mehrheit im dritten Wahlgang bestimme. Vergleichbare Bestimmungen seien in den Landesverfassungen für die Wahl der Ministerpräsidenten zu finden.21


Nach diesen Ausführungen, die das Verfassungsgericht auch mit zahlreichen Beispielen aus den Landesverfassungen unterstrich, erklärten die Richter, daß die Kommunalwahlen nicht vergleichbar seien mit Bundes- oder Landtagswahlen, denn »die Staatsgewalt auf kommunaler Ebene ist abgeleitete Staatsgewalt«.22 Wenn auch durch die streitgegenständlichen Reformen im Kommunalwahlrecht die Stellung der Oberbürgermeister, Bürgermeister und Landräte hervorgehoben wurde, seien diese nicht mit dem Bundeskanzler oder Ministerpräsidenten vergleichbar, weil deren Wahl mit absoluter Mehrheit auf die Handlungsfähigkeit der Regierung ziele, während Kommunalparlamente keine Parlamente im staatsrechtlichen Sinne seien.23 Tatsächlich werden Kommunalparlamente der Verwaltung und somit der Exekutive zugeordnet. Dieses Argument irritiert insofern, als daß es hier nicht um die Wahl des Bürgermeisters durch den Rat geht, der, wie das Verfassungsgericht zutreffend feststellt, keine Kreationsfunktion im Hinblick auf eine zu bildende Regierung hat, sondern es steht die Direktwahl des Bürgermeisters oder Landrates zur Debatte. Denn durch die Reform der CDU/FDP-Mehrheit im Landtag erhalte dieser eine besondere institutionelle Unabhängigkeit.24


Weil aber für Abstimmungen in Parlamenten und bei der Wahl von Wahlbewerbern in Wahlkreisen keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegenüber der relativen Mehrheitswahl bestünden, gelte gleiches »hinsichtlich der Abstimmungsmehrheiten bei Sachentscheidungen und Personalwahlen, die durch die Kommunalvertretung erfolg[t]en«.25


Wie oben schon angedeutet ist die Wahl der Wahlkreiskandidat/innen mit der Wahl des Oberbürgersmeisters oder des Landrates schon deshalb nicht zu vergleich, weil die Zusammensetzung des Parlaments nicht durch die Erstsondern durch die Zweitstimme bestimmt wird. Die Direktmandate, die einer Partei zufallen, werden mit den Sitzen verrechnet, die der Partei aufgrund des Wahlergebnisses der Zweitstimmen zustehen. Somit entfaltet die Mehrheitswahl bei der personalisierten Verhältniswahl keinen eigenständigen Einfluß auf das Wahlergebnis. Deshalb spielt es auch keine Rolle, ob ein Direktkandidat mit 60% oder nur 27% in den Bundestag gelangt. Die Legitimation des Direktkandidaten leitet sich über die Verrechnung mit dem Zweitstimmenergebnis aus der Listenwahl mit der Zweitstimme ab. Somit resultiert aus der Direktwahl keine eigenständige Legitimation, wie das bei der Wahl eines Oberbürgermeisters, eines Bürgermeisters oder eines Landrats der Fall ist. Denn letztere beziehen ihre Legitimation allein aus der direkten Mehrheitswahl.


Und auch wenn die meisten anderen Bundesländer auf die eine oder andere Art und Weise eine Stichwahl bei kommunalen Personenwahlen vorsehen, bewege sich dies auf der einfachgesetzlichen Ebene und könne somit keine Beschränkung des nordrhein-westfälischen Gesetzgebers begründen.26 Im Ergebnis kommt der Verfassungsgerichtshof zu dem Urteil, daß der Wegfall der Stichwahl mit der nordrhein-westfälischen Landesverfassung vereinbar sei, weil sie weder gegen die Grundsätze der gleichen und unmittelbaren Wahl noch gegen den Grundsatz der Chancengleichheit im politischen Wettbewerb verstoße.27 Jedoch müsse der Gesetzgeber die Wahlverhältnisse im Auge behalten und, wenn diese sich wesentlich veränderten, eine entsprechende Veränderung des Wahlgesetzes herbeiführen.28 Hiermit blieb also eine Änderung der Bewertung hinsichtlich der relativen Mehrheitswahl möglich.


An diesem Urteil ist besonders bemerkenswert, daß zwar zahlreiche starke Argumente hervorgebracht werden, die für eine Stichwahl bei den Oberbürgermeister-, Bürgermeister- und Landratswahlen sprechen, gleichwohl aber im Ergebnis die Notwendigkeit einer solchen verneint wird. Zwar erkennt das Landesverfassungsgericht an, daß auch durch die von der CDU/FDP-Koalition vorgenommene Entkoppelung der Wahlperioden von Bürgermeistern und Landräten von der Wahlperiode der Räte und Kreistage die Stellung ersterer noch einmal gestärkt hat. Gleichzeitig scheint dies jedoch für das Landesverfassungsgericht nicht mit der Notwendigkeit einer klaren Legitimation durch eine absolute Mehrheitswahl verbunden zu sein.


Als Argument ließ der Verfassungsgerichtshof zudem gelten, daß die Wahlbeteiligung bei der Wahl regelmäßig höher sei als bei der Stichwahl. Zudem habe der Gesetzgeber mit der Möglichkeit gemeinsamer Personalvorschläge durch mehrere Parteien die Möglichkeit geschaffen, daß die »Konzentration der Bewerberzahl erhöht«29 (also weniger Bewerber antreten) werde und somit das Erreichen der absoluten Mehrheit wahrscheinlicher werde.30


Auf der anderen Seite ließe sich durchaus argumentieren, daß die hervorgehobene Bedeutung des direkt gewählten Bürgermeisters auch eine stärkere Legitimation durch eine absolute Mehrheit, also mithin einer Stichwahl erfordere, sofern kein Kandidat im ersten Wahlgang die absolute Mehrheit erreicht. Dies war dann auch bei der Kommunalwahl 2009, wie oben erwähnt, in 23 Kreisen und kreisfreien Städten der Fall.


Zwar ist es zutreffend, daß an der Stichwahl in der Regel weniger Wähler/innen teilnehmen als an der Hauptwahl. Dies allerdings dürfte systematisch begründet sein, denn es ist durchaus zu erwarten, daß Wähler/innen, deren Wahlkandidat nicht an der Stichwahl teilnimmt, sich nicht zwingend für einen der beiden erfolgreichen Kandidat/innen entscheidet, sondern der Wahl fernbleiben.


Nach dem Regierungswechsel bei der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen 2010 führte die rot-grüne Landesregierung die Stichwahl bei der Kommunalwahl wieder ein. Auch die Verlängerung der Amtszeiten von Oberbürgermeistern, Landräten und Bürgermeistern, die dazu führten, daß sie nun länger amtierten als die Räte, beziehungsweise Kreistage, wurde von rot-grün wieder angeglichen. Somit hatten Oberbürgermeister, Landräte und Bürgermeister 2014 die Möglichkeit, vorzeitig für eine neue Amtszeit zu kandidieren, um die Amtszeiten wieder mit den Räten und Kreistagen anzugleichen. Wer hierzu nicht bereit war, kandidierte 2015 für eine kürzere Amtszeit, so daß nunmehr mit der Kommunalwahl 2020 die Amtszeiten wieder komplett angeglichen waren und alle Oberbürgermeister, Landräte, Bürgermeister, Räte und Kreistage am 13. September 2020 zur Abstimmung standen. Auch in Niedersachsen und Thüringen waren entsprechende Änderungen am Kommunalwahlrecht vorgenommen worden, die jedoch inzwischen wieder revidiert wurden.31


Und so schlug das Argument hinsichtlich der Stichwahl im Jahr 2015 vollends auf die inzwischen nicht mehr amtierende schwarz-gelbe Regierung zurück, denn als 2015 in zahlreichen Gemeinden die Wahl des Bürgermeisters ohne parallel stattfindende Kommunalparlamentswahl durchgeführt wurden, war die Wahlbeteiligung an diesem Urnengang regelmäßig niedriger als ein Jahr zuvor in den Gemeinden, in denen parallel zur Kommunalparlamentswahl auch die Bürgermeister oder Landräte gewählt wurden. Union und FDP hatten bei der Reform des Wahlgesetzes die Wahlperiode des Bürgermeisters von der der Kommunalparlamente entkoppelt. Der Urnengang 2015 zeigte, daß dies bei der Hauptwahl zu einer ähnlich niedrigen Wahlbeteiligung führte, wie ansonsten bei den Stichwahlen.


Zweite Abschaffung der Stichwahl zur Kommunalwahl 2020


Wie sehr allerdings CDU und FDP die Abschaffung der Stichwahl bei der Wahl der Oberbürgermeister, Bürgermeister und Landräte am Herzen liegt konnte man besichtigen, als diese Parteien nach dem gemeinsamen Wahlsieg im Jahr 2017 sich sogleich wieder ans Werk machten, die Stichwahl wieder zu streichen. Mit der Begründung, die Bürger/innen hätten »mit den Füßen abgestimmt«, indem die Beteiligung an der Stichwahl gering sei, sollte diese nun wieder abgeschafft werden, um dem vermeintlichen Bürgervotum Rechnung zu tragen.


SPD und Grüne zogen erneut gegen die wiederholte Abschaffung der Stichwahl vor den nordrhein-westfälischen Verfassungsgerichtshof, der im Jahr 2019 abermals über die Abschaffung entschied. Hatte der Gerichtshof noch am 26. Mai 2009 die Abschaffung der Stichwahl für verfassungsmäßig erklärt, fiel das Urteil im Dezember 2019 gegenteilig aus. Der Verfassungsgerichtshof entschied, daß die Abschaffung der Stichwahl mit der Landesverfassung nicht vereinbar sei. Doch wie kam es zu dieser Kehrtwende?


Zum einen hatte sich in den zehn Jahren, die zwischen den Entscheidungen liegen, die Besetzung des Landesverfassungsgerichtshofs geändert. Von den Mitgliedern des Landesverfassungsgerichts, die das Urteil im Mai 2009 gefällt hatten, gehörten zum Zeitpunkt des zweiten Urteils im Dezember 2019 nur noch Prof. Dr. Barbara Dauner-Lieb und Prof. Dr. Joachim Wieland an.


Zum anderen hatten inzwischen die Kommunalwahlen 2009 ohne Stichwahlen bei den Oberbürgermeistern, Bürgermeistern und Landräten stattgefunden als auch die Kommunalwahlen 2014/15, bei denen die Stichwahlen zuvor wieder eingeführt wurden. Auch auf die Erfahrungen dieser Wahlen, wie auch auf die Erfahrungen der Wahlen der letzten Jahre überhaupt stützte sich das Landesverfassungsgericht in seinem Urteil.


Bei dieser Verhandlung ging es neben der Frage der Abschaffung der Stichwahl um die Einteilung der Wahlbezirke. Letzteres soll in den folgenden Ausführungen nicht diskutiert werden, zumal es mit dem Thema dieses Unterkapitels nichts zu tun hat. Zudem wurde in dieser Frage die Normenkontrollklage durch den Landesverfassungsgerichtshof überwiegend zurückgewiesen.32


Abermals argumentierten die Kläger/innen, daß die Abschaffung der Stichwahl dafür sorgen könnte, daß die Kandidat/innen mit einer Minderheit der abgegebenen Stimmen ins Amt kommen könnten,33 dabei jedoch angesichts des Umstandes, daß diese Funktionsträger/innen auf politisch entgegensetze Mehrheiten im Rat treffen könnten, die Legitimation der absoluten Mehrheit bräuchten, um ein gleichberechtigtes Gegengewicht bilden zu können.34 Bei 30% der Stichwahlen habe sich der vormals zweitplazierte Kandidat durchsetzen können.35 Daß die Regierungskoalition die Abschaffung der Stichwahl mit dem Hinweis auf die relative Mehrheitswahl bei Direktkandidaten aus Bundes- und Landtagswahlen zu rechtfertigen versuche, gehe fehl, weil die Parlamente nach den Grundsätzen der Verhältniswahl bestimmt würden.36


Der Landtag, also mithin die Mehrheitsfraktionen des Landtages, bezweifelten zunächst die Zulässigkeit der Normenkontrollklage, weil in der Sache durch Urteil vom 26. Mai 2009 bereits entschieden worden sei und somit ein Klarstellungsinteresse fehle.37 Des weiteren wurde eine hervorgehobene Position der Oberbürgermeister/innen und Bürgermeister/innen bestritten, weshalb auch eine erhöhte Legitimationsbedürftigkeit entfalle.38 Erneut wurde Bezug auf die Statistiken genommen und abermals darauf verwiesen, daß die Wahlbeteiligung bei den Stichwahlen niedriger sei als bei der Hauptwahl. In vergleichbarer Weise argumentierte die Landesregierung.


Der Verfassungsgerichtshof Nordrhein-Westfalen erklärte zunächst die Zulässigkeit des Verfahrens, zumal nicht mehr die alte, sondern die neue Regelung zur Abschaffung der Stichwahl Streitgegenstand sei.39


Daraufhin entschied der Verfassungsgerichtshof, daß die Abschaffung der Stichwahl mit der Landesverfassung nicht vereinbar sei. Das Gericht verwies darauf, daß neben der Wahlbeteiligung der Zustimmungsgrad maßgeblich die demokratische Legitimation sichere.40 Im Gegensatz zum Urteil des Verfassungsgerichtshofs vom 26. Mai 2009 betonte der Verfassungsgerichtshof im Dezember 2019 eine hervorgehobene Stellung von Bürgermeister/innen und Landrät/innen, wenngleich diese auch nicht mit der von Bundeskanzler, Bundespräsident und Ministerpräsidenten vergleichbar sei.41 Gleichwohl zeigten die Wahlregeln bezüglich Bundeskanzler, Bundespräsident und den meisten Ministerpräsidenten, die zunächst die absolute Mehrheit forderten, daß »der absoluten Mehrheitsregel im demokratischen Staatsgefüge eine wesentliche Integrationsfunktion zukommt«.42


Zudem sah der Verfassungsgerichtshof die Auswertung des statistischen Materials zur Kommunalwahl durch die Landesregierung als unzureichend an. Im Hinblick auf die Wahlbeteiligung bei Haupt- und Stichwahl sei der relevante Vergleich unvollständig gezogen worden, zumal unter anderem keine Auseinandersetzung mit dem Umstand erfolgte, daß die Hauptwahl der Kommunalwahl 2014 gemeinsam mit der Europawahl stattfand, was Einfluß auf die Wahlbeteiligung gehabt haben durfte. Auch sei die wachsende Zersplitterung der Parteienlandschaft bei der vom Gesetzgeber angestellten Prognose nicht hinreichend berücksichtigt worden.43


Zudem führte der nordrhein-westfälische Gesetzgeber im Jahr 2016 eine Sperrklausel in Höhe von 2.5% gerade wegen der Zersplitterung der Parteienlandschaft in die Landesverfassung ein, weil diese Zersplitterung die Funktionsfähigkeit der Räte und Kreistage in Frage stellen konnte. »Die Beobachtungen, die den Gesetzgeber zur Einführung einer Sperrklausel veranlasst hatten, durfte er bei der Abschaffung der Stichwahl nicht ausblenden«.44


Insgesamt sah der Verfassungsgerichtshof in seinem Urteil vom Dezember 2019 eine unzureichende Berücksichtigung der Entwicklung der letzten Jahre und hierauf fußend eine Fehleinschätzung hinsichtlich des Auftretens relativer Mehrheiten bei den Wahlen der kommunalen Hauptverwaltungsbeamten. Der Verfassungsgerichtshof teilte in diesem Urteil mithin die Einschätzung, daß bei Personenwahlen die absolute Mehrheit zur Gewährleistung hinreichender Legitimation notwendig sei und sah in der Abschaffung eine unzureichende Beachtung der Entwicklung im Parteiensystem durch den Gesetzgeber. Im Ergebnis wurde somit die Abschaffung der Stichwahl als verfassungswidrig gewertet, weswegen bei der Kommunalwahl die Oberbürgermeister/innen, Bürgermeister/innen und Landrät/innen, die nicht die absolute Mehrheit bei der Hauptwahl erreichen, sich weiterhin einer Stichwahl stellen mußten.


Wie sehr die Einschätzung des Verfassungsgerichts berechtigt war, zeigt eine Übersicht über die Kreise und Kreisfreien Städte sowie die kreisangehörigen Gemeinden, in denen die Bürgermeister/innen, Oberbürgermeister/innen und Landräte und Landrätinnen in die Stichwahl mußten.


Tabelle 1: Anzahl der Stichwahlen bei Personenwahlen zu den Kommunalwahlen 2020 in Nordrhein-Westfalen45





	

	Stichwahl

	Keine


Stichwahl

	1 oder 2


Kandidat/innen





	Oberbürgermeister/innen

	15

	7

	-





	Landräte/Landrätinnen

	11

	18

	2





	Bürgermeister/innen

	102

	118

	138





	Gesamt

	128

	143

	140







Oberbürgermeister/innen und Landrät/innen treten in den Kreisfreien Städten beziehungsweise Kreisen an, Bürgermeister/innen treten in den kreisangehörigen Gemeinden an. In fünfzehn Gemeinden, einer Kreisfreien Stadt und zwei Kreisen fanden am 13. September 2020 keine Personenwahlen statt.


Auch in den kreisangehörigen Gemeinden fanden zahlreiche Stichwahlen statt. Hier spielen allerdings die Kommunen eine größere Rolle, in denen nur ein oder zwei Kandidaten angetreten sind, denn eine solche Konstellation schließt bereits aus der Natur der Sache heraus eine Stichwahl aus. Somit bleibt festzustellen, daß in nahezu der Hälfte der Kommunen, bei denen eine Stichwahl überhaupt denkbar war, diese auch stattfand, denn in den Kommunen, in denen nur einer oder zwei Kandidat/innen angetreten waren, war eine Stichwahl bereits von vornherein ausgeschlossen.


Diesen Punkt hatte auch der Verfassungsgerichtshof Nordrhein-Westfalen kritisiert, der der Landesregierung vorhielt, daß sie bei der Feststellung, es habe bei den 2015 durchgeführten Wahlen der 179 Bürgermeister/innen, Landrät/innen und Oberbürgermeister/innen in nur 51 Fällen Stichwahlen gegeben (28.5%). Zugleich aber habe die Landesregierung außen vor gelassen, daß in 80 Gemeinden und Landkreisen (44.7%) auch nur ein oder zwei Bewerber angetreten waren, was für die Wahl 2015 bedeutete, daß in mehr als der Hälfte der Kommunen und Landkreise Stichwahlen nötig wurden.46


Ein ähnliches Bild zeigte sich bei der Kommunalwahl 2020, bei der nahezu die Hälfte der Bürgermeisterkandidat/innen, die in den kreisangehörigen Kommunen angetreten waren, in eine Stichwahl gehen mußten. Mehre als zwei Drittel der Oberbürgermeisterkandidat/innen der Kreisfreien Städte und mehr als ein Drittel der Landratskandidat/innen mußten sich ebenfalls einer Stichwahl stellen. Dabei kam es nicht selten zu Entscheidungen zwischen Kandidat/innen, die bei der Hauptwahl Werte unter 40 Prozent erzielt hatten. Hierbei zeigte die Kreisfreie Stadt Mülheim an der Ruhr ein besonders extremes Ergebnis, welches eine Stichwahl notwendig machte:


Tabelle 2: Kommunalwahlergebnis 2020 in Mülheim an der Ruhr, Ergebnisse von CDU und SPD.47





	Kandidat/in

	Stimmen

	%





	Marc Buchholz (CDU)

	16 479

	25.4





	Dr. Monika Griefahn (SPD)

	16 385

	25.3







Wäre die Stichwahl abgeschafft worden, wie es die schwarz-gelbe Landesregierung geplant hatte, hätte der CDU-Kandidat die Wahl im ersten Wahlgang mit einem Vorsprung von 94 Stimmen bei nur rund einem Viertel Zustimmung der Wähler/innen gewonnen. Weil die Wahlbeteiligung bei 50.3 Prozent lag, hätte die Zustimmung, bezogen auf die Wahlberechtigten, gar nur bei rund 12.5 Prozent gelegen – eine denkbar schwache Legitimation für den gewählten kommunalen Hauptverwaltungsbeamten.


Somit unterstrichen auch die Ergebnisse der Kommunalwahl 2020 die Notwendigkeit und Richtigkeit der Beibehaltung der Stichwahl. Angesichts der Funktion und der Rolle der kommunalen Hauptverwaltungsbeamten in Nordrhein-Westfalen ist eine ausreichende Legitimation nicht nur aus demokratietheoretischen Gründen, sondern auch im Hinblick auf die Akzeptanz in der Bevölkerung sowie für die Amtsautorität des Gewählten notwendig. Die Stichwahl gewährleistet eine solche Legitimation.





16 vgl. VerfGH NRW, Urteil vom 26. Mai 2009: VerfGH 2/09, S. 12.


17 Gemeint sind hier die Regierungsfraktionen im Landtag, denn die Oppositionsfraktionen im Landtag stehen in diesem in dieser Frage als Antragsgegner im Normenkontrollverfahren gegenüber.


18 vgl. Ergebnisse der Kommunalwahlen 2009 auf der Homepage des Landeswahlleiters: http://alt.wahlergebnisse.nrw.de/kommunalwahlen/2009/Obb_landraete/index.html (04.10.2023).


19 vgl. VerfGH NRW, Urteil vom 26. Mai 2009 – VerfGH 2/09, Leitsätze.


20 VerfGH NRW, Urteil vom 26. Mai 2009 – VerfGH 2/09 – S. 18.


21 vgl. ebd. S. 20.


22 ebd. S. 21.


23 vgl. ebd. S. 22.


24 vgl. ebd. S. 23.


25 ebd.


26 vgl. ebd. S. 26.


27 vgl. ebd. S. 28.


28 vgl. ebd. S. 31.


29 ebd. S. 29.


30 vgl. ebd.


31 vgl. VerfGH NRW, Urteil vom 20. Dezember 2019 – VerfGH 35/19, S. 25.


32 vgl. VerfGH NRW, Urteil vom 20. Dezember 2019 – VerfGH 35/19, S. 4.


33 vgl. ebd. S. 17.


34 vgl. ebd. S. 16f.


35 vgl. ebd. S. 17f.


36 vgl. ebd. S. 17.


37 vgl. ebd. S. 24.


38 vgl. ebd. S. 25f.


39 vgl. ebd. S. 38.


40 vgl. ebd. S. 44.


41 vgl. ebd. S. 46.


42 ebd. S. 46.


43 vgl. ebd. S. 54f.


44 ebd. S. 63f.


45 Eigene Darstellung nach Auswertung der Wahlergebnisse auf der Homepage des Landeswahlleiters Nordrhein-Westfalen zur Kommunalwahl 2020. https://www.wahlergebnisse.nrw/kommunalwahlen/2020/index.shtml (04.10.2023).


46 vgl. VerfGH NRW, Urteil vom 20. Dezember 2019 – VerfGH 35/19, S. 59.


47 vgl. Landeswahlleiter: https://www.wahlergebnisse.nrw/kommunalwahlen/2020/aktuell/b117000kw2000.shtml (04.10.2023).




Wahlen zum Deutschen Bundestag


Gewählt wird der Deutsche Bundestag im personalisierten Verhältniswahlrecht, welches im Folgenden erläutert werden soll, zumal es auch für verschiedene Länderparlamente Anwendung findet. Seit dem ersten Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum inversen Erfolgswert (auch »negatives Stimmgewicht«) hat eine Reformdiskussion zum bundesdeutschen Wahlrecht eingesetzt, die bis in diese Tage andauert. Dabei steht für die Beteiligten an dieser Diskussion weitgehend außer Frage, daß das die personalisierte Verhältniswahl in ihren Grundsätzen erhalten bleiben soll.


Bei der Wahl für den Deutschen Bundestag hat jede/r Wähler/in zwei Stimmen, die Erststimme und die Zweitstimme. Mit der Erststimme wird nach Mehrheitswahlrecht einer der Kandidat/innen gewählt, die im jeweiligen Wahlkreis antreten. Mit der Zweitstimme wird die Landesliste der jeweiligen Partei gewählt, die auf einem Parteitag über die Reihenfolge der Kandidat/innen auf eben dieser Liste entschieden hat.


Eine der wesentlichen Eigenschaften ist die Gleichheit der Wahl, welche gewährleisten soll, daß jede abgegebene Stimme den gleichen Erfolgswert hat. Der Gegenentwurf hierzu wäre zum Beispiel das Ständewahlrecht, wo die höheren Stände mehrere Stimmen zur Verfügung hatten. Selbst in den heutigen Tagen wird immer wieder mal diskutiert, ob die Gewichtung der Stimmen nicht von der Zahlung von Steuern abhängig gemacht werden sollte, oder ob Familien nicht mehrere Stimmen bekommen sollten. Daß solche Vorschläge geeignet sind, mit der im Grundgesetz garantierten Gleichheit der Wahl in Konflikt zu geraten, liegt auf der Hand. Die Verfechter solcher Ideen wären allerdings im Zweifel auch bereit, das Grundgesetz an ihre Vorstellungen anzupassen.


Die Gleichheit der Wahl spielte zudem eine zentrale Rolle bei dem Urteil des Verfassungsgerichts zum inversen Erfolgswert, denn dieser Effekt bei der sogenannten Unterverteilung führe dazu, daß die Gleichheit der Wahl nicht mehr gewährleistet sei.48


Eine weitere wesentliche Eigenschaft, die wie auch die Gleichheit der Wahl in der Verfassung verankert ist, ist die Direktheit der Wahl. Die direkte Wahl besagt, daß die Einrichtungen (Bundestag, Landtag, etc...) oder die Person (Bürgermeister) direkt gewählt werden und nicht vermittelt zum Beispiel über Wahlmänner. Streng genommen werden auch die Kandidaten auf den Listen der Parteien nicht direkt gewählt, sondern eben die betreffenden Parteilisten.49 Auch der Bundeskanzler oder die Bundeskanzlerin ist, wie oben schon einmal erwähnt, indirekt gewählt, weil er oder sie nicht durch die Wähler/innen, sondern durch die gewählten Abgeordneten ins Amt gehoben wird. Dies hinderte die Parteien auch schon in der Vergangenheit jedoch nicht, den oder die jeweilige/n Kandidaten/Kandidatin in den Vordergrund der Kampagne zu stellen und dabei ein wenig den Eindruck zu erwecken, daß letztlich doch der Bundeskanzler zur Wahl stünde – was so falsch nicht ist, wenngleich er oder sie auch nicht direkt gewählt wird.


Zweitstimmen entscheiden die Wahl


Entscheidend für die Zusammensetzung des Parlaments ist das Ergebnis, welches aus den Zweitstimmen resultiert. Zusätzlich wird bei Bundestagswahlen und bei den Landtagswahlen dieses Typs in Deutschland die Sperrklausel (auch: »Fünf-Prozent-Hürde«) angewendet, die besagt, daß eine Partei bei der Wahl mindestens fünf Prozentpunkte erreichen muß, um ins Parlament einzuziehen. Weil regelmäßig eine bestimmte Zahl von Parteien diese Hürde verfehlt, setzen sich die prozentualen Anteile der Fraktionen im Bundestag mit leichten Veränderungen gemessen am Wahlergebnis zusammen. Ziel dieser Sperrklausel ist, die Zersplitterung des Parlaments in viele kleinere Fraktionen zu vermeiden. Dieser Passus im Wahlrecht gilt als Lehre aus der Weimarer Republik.


Auf der kommunalen Ebene wurde die Sperrklausel mittlerweile aufgehoben, was insbesondere kommunalen Wählergruppen den Einzug in die Rathäuser erleichtert. In einzelnen Bundesländern wird jedoch inzwischen die Wiedereinführung der Sperrklausel von fünf, beziehungsweise einer kleineren Sperrklausel von drei Prozent diskutiert.


Erwähnt werden soll aber im Hinblick auf die Sperrklausel, daß sie sich durchaus auch auf die Mehrheitsbildung im Parlament auswirken kann: Je mehr Parteien an dieser Fünf-Prozent-Hürde scheitern, desto leichter wird es für die Parteien, die den Sprung ins Parlament schaffen, eine absolute Mehrheit der Mandate zu generieren. Zum Beleg sind keine theoretischen Rechnungen notwendig. Es kann auf Wahlergebnisse aus der Geschichte der Bundesrepublik verwiesen werden:


In Rheinland-Pfalz reichte bei der Landtagswahl 2006 für die SPD ein Wahlergebnis von 45.6% aus, um die absolute Mehrheit der Mandate zu erreichen. Durch das Scheitern zahlreicher Parteien an der Sperrklausel kamen 13.6% der abgegebenen Wähler/innenstimmen bei der Verteilung der Mandate im Landtag nicht zum Zuge und fielen aus der Berechnung heraus. Bei der Abgeordnetenhauswahl in Berlin im gleichen Jahr fielen 13.8% der Stimmen aus der Mandatsverteilung heraus, die von Parteien errungen wurden, die die Fünf-Prozent-Hürde nicht schafften. Klaus Wowereit von der SPD konnte eine Koalition mit der Linkspartei bilden, die zusammen auf 44.2% der abgegebenen Stimmen kam, im Abgeordnetenhaus aber trotzdem über eine Mehrheit von drei Sitzen gegenüber der Opposition verfügte.


Doch zurück zum eigentlichen Wahlverfahren und zu den Zweitstimmen: Wie es nun einmal charakteristisch für die personalisierte Verhältniswahl ist, werden über die Zweitstimmen die Landeslisten der Parteien gewählt. Diese werden, wie bereits oben beschrieben, durch die Parteien auf Parteitagen beschlossen. Die Besonderheit im deutschen Bundestagswahlrecht ist hierbei, daß es sich eben um Landeslisten und nicht um eine Bundesliste handelt, obwohl der Deutsche Bundestag das Parlament des Zentralstaates ist. Hier spielt der Föderalismus im Wahlrecht zum Deutschen Bundestag ebenfalls eine Rolle.


Wer sich zum Beispiel auf der Homepage des Bundeswahlleiters die Ergebnisse der Bundestagswahlen aus den Bundesländern50 anschaut, wird feststellen, daß zwar die im Bundestag vertretenen (bis auf die CSU) und ein paar weitere Parteien darüber hinaus in allen Bundesländern antreten. Andere Parteien treten jedoch nicht in allen Bundesländern an.


In einem ersten Schritt – der sogenannten »Oberverteilung« – wird nun anhand des Zweitstimmenergebnisses auf Bundesebene die Größe der Fraktionen berechnet. Die hieraus resultierenden Sitze werden dann im Rahmen der sogenannten »Unterverteilung« auf die Landeslisten der Parteien verteilt, und zwar nach dem jeweiligen Anteil der Zweitstimmen der jeweiligen Partei im jeweiligen Bundesland. Wenn dann bei dieser Unterverteilung in einem Bundesland eine Partei bereits mehr Direktmandate gewonnen hat, als ihr Mandate insgesamt nach dem Zweitstimmen-Ergebnis zustehen, behält die Partei alle Mandate, zumal ihr die gewonnenen Direktmandate nicht ohne Weiteres entzogen werden können. Es entstehen die sogenannten »Überhangmandate«. Grundsätzlich verläuft die Verteilung wie folgt, sofern es keine Überhangmandate gegeben hat: Angenommen wird, daß der SPD entsprechend des Zweitstimmenergebnisses in einem Bundesland zwölf Sitze zustehen. In den Wahlkreisen hat die SPD bereits über die Erststimme zehn Direktmandate gewonnen. Dann werden zunächst diese Direktmandate vergeben und die fehlenden beiden Sitze über die Landesliste aufgefüllt, und zwar zunächst Platz eins und Platz zwei. Wenn die beiden Kandidaten, die auf den ersten beiden Plätzen stehen, selbst einen Wahlkreis direkt gewonnen haben, wird in der Liste so weit nach unten gegangen, bis zwei Kandidaten angetroffen werden, denen noch kein Sitz über Direktmandate im Parlament zusteht.


An dieser Stelle wird deutlich, daß den Direktmandaten, die nach dem relativen Mehrheitswahlsystem bestimmt werden, keine eigene Rolle bei der Mehrheitsbildung im Deutschen Bundestag zukommt. Sie werden mit den Mandaten verrechnet, die den Parteien nach dem Ergebnis der Zweitstimmen zustehen. Die einzige Ausnahme ist mit der Entstehung von Überhangmandaten oben bereits erwähnt. Die Funktion der Direktmandate erschöpft sich somit darin, bei der Wahl einen personalen Beitrag zu leisten. Darüber hinausgehende Funktionen, wie eben auch der Einfluß auf die Mehrheitsbildung im Bundestag, sind mit Blick auf die Verhältniswahl systemwidrig.


Die Landesliste spielt auch beim Ausscheiden von Abgeordneten aus dem Bundestag eine Rolle, denn aus der Liste werden die Nachrücker rekrutiert, falls ein Abgeordneter – aus welchen Gründen auch immer – aus dem Parlament ausscheidet. Bis zur Wahlrechtsreform 2012/13 gab es hier eine Ausnahme: In Bundesländern, in denen es zu Überhangmandaten gekommen war, rückten so lange keine Abgeordnete der Partei mit den Überhangmandaten nach, bis das Zweitstimmenergebnis hergestellt war. Dies lag letztlich in der Logik, daß Überhangmandate nicht über das Zweistimmenergebnis legitimiert waren und daher auch nicht wie die über Zweitstimmen gewonnenen Mandate behandelt werden sollten.


Mit der Wahlrechtsreform 2012/13 wurden Ausgleichsmandate eingeführt, mit denen entstehende Überhangmandate kompensiert wurden und nunmehr das Ergebnis der Verteilung der Sitze im Verhältnis zueinander nicht mehr verzerren. Somit sind jetzt auch die Überhang- und Ausgleichsmandate durch das Zweitstimmenergebnis gedeckt, was zur Folge hat, daß auf den Platz eines jeden ausscheidenden Abgeordneten ein weiter aus der Liste nachrückt.


In dieser Art der Verteilung der Stimmen kommt zum einen der Charakter der Bundestagswahl als Verhältniswahl zum Ausdruck. Zum anderen wird der föderalen Gliederung der Bundesrepublik Rechnung getragen, indem die Mandate, deren Gesamtzahl für jede Partei zunächst auf Bundesebene ermittelt werden, über die Landeslisten nach den Zweistimmenergebnissen der Parteien in den Bundesländern verteilt werden. Daß zunächst die Direktmandate berücksichtigt werden und anschließend die noch freien Sitze aus den Landeslisten der Parteien aufgefüllt werden, nimmt den Direktmandaten jede eigene Gestaltungswirkung hinsichtlich der politischen Zusammensetzung des Bundestages. Die Wähler/innen treffen zwar mit der der Vergabe der Erststimme eine Entscheidung über eine Person, haben jedoch ausdrücklich mit dieser Erststimme keinen Einfluß auf das Kräfteverhältnis im Bundestag. Weil nun der Direktwahl der Kandidaten im Rahmen der personalisierten Verhältniswahl keine eigene Gestaltungsmacht im Hinblick auf die Mehrheiten des Bundestages zukommt, ist die Deutung der Bundestagswahl als reine Verhältniswahl gerechtfertigt.


Die Auffassung, es handele sich beim deutschen Wahlsystem um ein Mischsystem von Verhältnis- und Mehrheitswahl, ist unzutreffend. Statt dessen wird von einer Verhältniswahl mit personalen Elementen gesprochen.51


Irreführende Bezeichnungen?


Kritiker bemängeln am gegenwärtigen Wahlsystem, daß die Bezeichnung der Stimmen als Erststimme für die Wahlkreisstimme und Zweitstimme für die Listenstimme irreführend sei. Diese Bezeichnungen implizieren, daß die Wahlkreisstimme die wichtigere sei, weil sie eben als Erststimme als solche erscheine. Tatsächlich entscheidet jedoch die Zweitstimme über die Zusammensetzung des Parlamentes und ist daher die »wichtigere« Stimme.52


Die vermeintliche oder tatsächliche Unwissenheit der Bevölkerung wurde durchaus auch von kleinen Parteien taktisch gesehen. So konnte man den Wähler/innen zum Beispiel seitens der FDP sagen, daß sie ja die Erststimme den großen Parteien geben könnte, sich die FDP jedoch mit der Zweitstimme »begnügen« würde.53


Es ist allerdings fraglich, ob diese Unterstellung tatsächlich in dem Umfang zutrifft, wie sie geäußert wird, und ob sich dies auf die Wahlentscheidung in dem Ausmaß auswirkt, daß sie verzerrt wird. Die Wahlergebnisse weisen in der Regel aus, daß die großen Parteien mehr Erst- als Zweitstimmen haben, was die Folgerung zuläßt, daß zumindest den Wähler/innen kleinerer Parteien bewußt ist, daß die Zweitstimme die wichtigere ist. Zum anderen zeigte eine Umfrage kurz vor der Wahl von 1972, daß 60% der Befragten die Bedeutung der Zweitstimme kannten, wenngleich dieser Anteil bei einer Umfrage, die ein Vierteljahr später durchgeführt wurde, dramatisch auf 23% sank.54


Auch wenn das Problem schon öfters in der Öffentlichkeit diskutiert wurde, kam es bislang zu keiner Änderung der Bezeichnungen der Stimmen, zum Beispiel in »Wahlkreisstimme« und »Listenstimme«. Ob eine solche Umbenennung der Stimmen dazu führen würde, daß sich die Wähler/innen der Bedeutung der Stimmen bewußter würden, dürfte bezweifelt werden, denn diese erschlösse sich ja nicht intuitiv aus diesen Bezeichnungen. Dies wäre eher der Fall, würde die Erststimme in »Personenstimme« und die Zweitstimme in »Parteienstimme« umbenannt und letztere auf die linke Seite des Stimmzettels plaziert und graphisch hervorgehoben würde, so daß deren höhere Bedeutung optisch sichtbar würde.55


Kehrte man nunmehr die Bezeichnungen Erst- und Zweitstimme einfach um und machte die Listenstimme zur Erststimme, dürfte dies bei einigen Wahlen zu noch mehr Verwirrung führen, als dies jetzt schon der Fall ist, denn diese Bezeichnungen werden ja bereits seit Jahrzehnten im herkömmlichen Sinne benutzt.


Daß dieses Thema dennoch immer wieder gerne mal bemüht wird, zeigt indes, daß es doch ernstgenommen wird und ihm eine gewisse Bedeutung beigemessen wird. Doch letztlich dürfte die ebenso einfache wie verzweifelte Erkenntnis zutreffen, daß es nie möglich sein, wird mit absoluter Sicherheit dafür zu sorgen, daß sich auch die letzten Wähler/innen über die Bedeutung der Stimmen im Klaren sind. Hier helfen nur die entsprechende politische Bildung, die in der Schule bereits beginnen sollte, sowie die entsprechende öffentliche Aufklärung über die Funktionsweise des Wahlsystems.


Auf der anderen Seite läßt sich von den Staatsbürger/innen sicherlich auch erwarten, daß sie sich im Vorfeld der Wahl mit der Bedeutung der beiden Stimmen vertraut machen, was so kompliziert auch wieder nicht ist. Insofern gehen die Annahmen der Kritiker fehl, daß das gegenwärtige Wahlsystem der Bevölkerung nicht zu vermitteln sei. Wenngleich es notwendig ist, die Bedeutung der beiden Stimmen zu kennen, um eine qualifizierte Wahlentscheidung abzugeben, liegt jedoch die letzte Verantwortung hierfür bei den Wähler/innen, die sich, wie die Umfrage von 1972 gezeigt hat, vor den Wahlen offensichtlich auch tatsächlich mit diesem System befassen.


Grundsätzlich spielt die genaue Kenntnis bezüglich der Bedeutung der beiden Stimmen insbesondere in der Problematik der sogenannten »Leihstimmen« eine Rolle, bei der davon auszugehen ist, daß die Wähler/innen der großen Parteien diese mit der Erststimme wählen, um den Erfolg des Kandidaten zu gewährleisten, um dann mit der Zweistimme dem Wunschkandidaten über die Sperrklausel oder auch zu einer entsprechenden Stärke zu verhelfen, um die Wunschkoalition zu ermöglichen.56 Von den sogenannten »Leihstimmen« profitierte über Jahrzehnte die FDP, weswegen sie sich auch stets in den Bundesländern dafür einsetzte, ein solches Wahlsystem einzuführen, wie zuletzt in Nordrhein-Westfalen im Jahr 2010.57


Auf der anderen Seite werden solche »Leihstimmen-Kampagnen« mit der weiteren Ausdifferenzierung des Parteiensystems zunehmend schwieriger, weil die jüngsten Wahlergebnisse in den Bundesländern zeigen, daß zur Regierungsbildung teilweise nicht einmal mehr drei Parteien hinreichend sind, so zuletzt in Thüringen. Dort reichte es nach der Landtagswahl 2019 weder für eine Koalition aus Linkspartei, SPD und Grünen sowie erst recht nicht für eine Koalition aus CDU und FDP. Die einzigen Konstellationen, die mathematisch möglich waren, waren politisch nicht gewollt. Auch das Ausscheiden der nur knapp in den Landtag zu Thüringen gelangten FDP hätte an der mißlichen Lage nichts geändert. Somit könnte also auch auf absehbare Zeit die »Leihstimmenkampagne« ihre politische Bedeutung verlieren.

OEBPS/Images/cover.jpg
Udo Ehrich

Wahlen?

Wahlrechtsreformen von 2011 bis 2023

7. erweiterte und aktualisierte Auflage

wahlergebnisse.info





